Vorgaben zur Fördermittelvergabe / Kriterienkatalog

Es wird  vorausgeschickt, dass der Artikel 4) (1) des derzeit gültigen  Statutes der Stiftung Südtiroler Sparkasse nachfolgendes bestimmt:

Art. 4 (Gegenstand, Zwecke und Interventionssektoren)

Ihre eigene Tradition und historischen Interessen fortführend, konzentriert die Stiftung ihre Tätigkeit hauptsächlich auf das Gebiet der Provinz Bozen. Sofern es der Verwaltungsrat für erforderlich erachtet, kann die Tätigkeit der Stiftung - unter Berücksichtigung der vom Stiftungsrat erlassenen Richtlinien - auch auf andere Gebiete, sowohl im Inland als auch im Ausland, ausgedehnt werden.

Die Stiftung hat keine Gewinnabsichten und verfolgt ausschließlich Ziele gemeinnütziger Art und die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung. Bei der Verfolgung der Ziele gemeinnütziger Art konzentriert die Stiftung ihre Tätigkeit auf die Sektoren Kunst, Erhaltung und Aufwertung von Kulturgütern und kulturellen Tätigkeiten sowie der Umwelt, Bildung, wissenschaftlichen Forschung, Sanität und Fürsorge zugunsten benachteiligter Gesellschaftskategorien.

Die Stiftung kann, gemäß den vom Stiftungsrat am geeignetsten erachteten Maßnahmen und gemäß den formulierten programmatischen Richtlinien, Initiativen zur Förderung der Wirtschaft im Einzugsgebiet, auch unter Berücksichtigung von zukunftsorientierten Initiativen sowie zur Förderung von Sport- und Freizeitveranstaltungen einleiten oder daran teilnehmen. (1)

Um ihre Tätigkeit noch wirksamer zu gestalten und den Erfordernissen des Einzugsgebietes auf organische Weise zu entsprechen, kann die Stiftung, nach Festlegung mehrjähriger aber zeitlich abgegrenzter Programme, Maßnahmen zugunsten von einem oder mehreren der oben erwähnten Sektoren ergreifen, wobei die von Mal zu Mal voraussichtlich verfügbaren Mittel sowie die geplanten Interventionen anderer im zuständigen Einzugsgebiet tätigen Körperschaften oder Institutionen zu berücksichtigen sind.

(1) Im Sinne des Art. 11 des Gesetzes Nr. 448/01 wird der Artikel 4) des Statutes,  in Bezug auf die Förderbereiche sowie die diesbezügliche Auswahl und Setzung der Schwerpunkte,  entsprechend abgeändert.

Unbeschadet von dieser Bestimmung wird festgehalten, dass die angewandten Richtlinien zur Vergabe von Fördermitteln jederzeit über einen gesonderten Gremienbeschluss oder aber über die Verabschiedung neuer Regelwerke anders geregelt und gestaltet werden können. Die nachstehend aufgezeigten Kriterien beruhen hauptsächlich auf dem „Förderreglement“, welches im Sinne des Art. 5 der sog. „Direttiva Dini“,  vom  18.11.1994, erarbeitet wurde und nach Genehmigung am 7. Dezember 1995 seitens der Autonomen Region Trentino Südtirol,  am 27. Dezember 1995 im Amtsblatt der Region veröffentlicht wurde: 

Die wesentlichen Bestimmungen dieses Förderreglements wurden in Zusammenarbeit mit der vom Stiftungsrat eingesetzten Programmkommission überarbeitet und den neuen Bedürfnissen angepasst. Nachstehend werden diese im Sinne von vorerst verbindlichen Kriterien für die Zuweisung von Fördermitteln wiedergegeben:

1.
Zweck

Innerhalb der vom Statut im Art. 4(1) vorgesehenen Förderbereiche unterstützt die Stiftung Südtiroler Sparkasse Initiativen Dritter und entwickelt, fördert und  lanciert im selben Rahmen und gemäß den vom Stiftungsrat verabschiedeten Mehrjahres-Tätigkeitsplan – jeweils selbst oder über Dritte - Maßnahmen von erheblicher gesellschaftlicher Bedeutung.

Die zukunftsorientierte Valorisierung des menschlichen Kapitals in allen gesellschaftlichen Bereichen und die Erhaltung und Schaffung von bleibenden Werten auch ethischer Natur haben Vorrang.

Zur Finanzierung des Stiftungszweckes strebt die Stiftung die Sicherung und Mehrung des Stiftungsvermögens und die Optimierung seines Ertrages an.
2.
Tätigkeitsgebiet und Förderbereiche 

Gemäß Art. 4(1) des Statutes konzentriert  die Stiftung  ihre Tätigkeit hauptsächlich auf das Gebiet der Provinz Bozen und beschränkt  - im Sinne des Beschlusses des Stiftungsrates vom 11. Oktober 2002 -  ihre Fördermaßnahmen schwerpunktmäßig auf nachstehende 3 Förderbereiche:

1. Kunst- und Kulturförderung

2. Wissenschafts- und Technologieforschung

3. Unterstützung von ehrenamtlichen und wohltätigen Organisationen

wobei im Sinne des Art. 11 des Gesetzes 448/01 darüber hinaus, derzeit auch die nachstehenden nachrangige Förderbereiche berücksichtigt werden können:

1)
Die Familie und ihre traditionellen Werte

2)
Jugendarbeit und Ausbildungsprogramme für Jugendliche

3)
Erziehung, Unterricht und Ausbildung, Ankauf von Lehrbüchern für Schulen

4)
Religion und Spiritualität

5)
Seniorenbetreuung

6)
Bürgerrechte

7)
Kriminalitätsvorbeugung und öffentliche Sicherheit

8)
Qualitätssicherung  bei Lebensmitteln und Qualitätslandwirtschaft

9)
Lokale Entwicklungsprogramme und Wohnbauförderung

10)
Verbraucherschutz

11)
Zivilschutz

12)
Öffentliche Gesundheit

13)
Vorsorgemedizin und Rehabilitation

14)
Sport

15)
Suchtprävention und soziale Rehabilitation von Suchtkranken

16)
Psychische und psychiatrische Krankheiten und Störungen 

17)
Umweltschutz und  Umweltqualität/Lebensqualität 

Bei der Vergabe von Fördermitteln berücksichtigt die Stiftung nachstehende Grundprinzipien:

1. es werden keine Gewinnabsichten verfolgt;

2. es werden Ziele gemeinnütziger Art verfolgt;

3. es wird die wirtschaftliche Entwicklung gefördert; 

In Bezug auf das Tätigkeitsgebiet wird präzisiert, dass die Fördermaßnahmen und nicht die diesbezügliche Mittelzuteilung eine territoriale Relevanz haben muss. Unbeschadet davon wird jedoch ausdrücklich festgehalten, dass es der Stiftung freisteht, bei dringenden Notfällen – vor allem im Bereich der menschlichen Solidarität - die vorgenannten Einschränkungen nicht zu berücksichtigen.

3.
Kriterien

Um Initiativen und Programme auf die Stiftungszwecke abzustimmen gelten folgende allgemeine Kriterien, die aus Projekten klar ableitbar sein müssen, auch um sie mit alternativen Vorhaben zu vergleichen:

a) Bedeutung für das gesellschaftliche Umfeld, in dem die Stiftung wirkt (gesellschaftliche Relevanz);

b) Wirksamkeit in Bezug auf den spezifischen Zweck im Allgemeinen (Effektivität);

c) Angemessenheit der vorhersehbaren Ergebnisse in Bezug auf den veranschlagten finanziellen Aufwand (Kosten/Nutzen);

d) subsidiär zur öffentlichen Hand;

e) zeitlich überschaubare Projekte;

f) bei der Vergabe von Fördermitteln, müssen die örtlichen Gegebenheiten (Einzugsgebiete) sowie die drei im Lande lebenden Sprachgruppen angemessene Berücksichtigung finden;

Innerhalb der jeweiligen Förderbereiche und dort hauptsächlich für bestimmte Unterbereiche ist es vielfach erforderlich, dass der Verwaltungsrat aufgrund von spezifischen Bedürfnissen sowie unter Berücksichtigung von Erfahrungswerten - ad hoc - Detailregelungen für die Vergabe von Fördermitteln erstellt.   In der praktischen Umsetzung der Stiftungstätigkeit hat sich eine solche Handhabung bereits  bewährt bzw. ist für weitere Unterbereiche in Ausarbeitung;  hierzu führen wir beispielsweise an:

1. Im Bereich Kunst soll in Hinblick auf den Eigenerwerb darauf Acht gelegt werden, dass hauptsächlich solche Werke angekauft werden, welche in thematischer Hinsicht einen Bezug zum Fördergebiet haben und sich im Ausland befinden bzw. ein hohes Potential für einen möglichen Abverkauf beinhalten;

2. Im Bereich Literatur sollen grundsätzlich nur jene Publikationen mit Druckkostenbeiträgen bedacht werden, die einen unmittelbaren Bezug zum Land haben, in wissenschaftlicher Hinsicht für die Bevölkerung wertvoll sind und bedingt durch die begrenzten Marktgegebenheiten  nur veröffentlicht werden,  sofern  entsprechende Fördermittel vorhanden sind;

3. Bei der Förderung von Baumaßnahmen, die im Bereich der Denkmalpflege anzusiedeln sind,  ist es Voraussetzung, dass sämtliche hierfür  erforderliche  behördlichen Genehmigungen  vorhanden sind. Des weiteren sollte vor allem bei größeren Maßnahmen im Bereich der Denkmalpflege eine  begutachtende Kommunikationsebene mit dem Landesdenkmalamt angestrebt werden. Bei der Erhaltung von Kulturgütern die sich in Privatbesitz befinden, sollte eine Vergabe von Fördermitteln nur dann in Betracht gezogen werden, wenn  zu diesen über gesonderte Abmachungen und Konventionen (mit Gemeinden oder Kulturträgervereinen) eine klar geregelte Zugänglichkeit für die Allgemeinheit garantiert wird;  

4. Für eine sinnvollere als auch qualifiziertere Aufteilung von reservierten Fördermitteln in den verschiedenen Unterbereichen – wie z.B.: Zivilschutz,  Theater, Literatur und Musik – kann der Verwaltungsrat jederzeit die Bestellung von beratenden „ad hoc Kommissionen“ in Erwägung ziehen.  Bei der Vergabe von Fördermitteln für Kulturveranstaltungen sollte den Organisatoren zur Auflage gemacht werden, einen angemessenen Freikartenbestand zugunsten benachteiligter Gesellschaftskategorien zu reservieren. Unabhängig davon sollten Kulturveranstaltungen in Bezug auf ihre Resonanz und Nachhaltigkeit verstärkt hinterfragt und geprüft werden;

5. Kulturprojekte die darauf abzielen, die ladinischen Sprache zu fördern sowie die Identität dieser kleinsten Sprachgruppe auf Landesebene zu verstärken, werden bevorzugt berücksichtigt;

6. Im „nachrangigen Förderbereich Umweltschutz und  Umweltqualität/Lebensqualität“ sollten jene Projekte bevorzugt gefördert werden, die nachstehende Eigenschaften aufweisen:

· Projekte mit Modell- oder Pilotcharakter, die andere – auch institutionelle Träger – zur Fortsetzung oder Nachahmung anregen;

· Projekte, die sich auf die Erhaltung und Pflege von Natur und Landschaft nachhaltig auswirken; 

· Projekte zur nachhaltigen Nutzung von Natur und Landschaft, mit integrativem  Ansatz sowie Synergien zwischen  Landwirtschaft, Tourismus und Landschaftsschutz;

· Projekte und Vorhaben im vorsorglichen Natur- und Umweltschutz;

· Projekte, die in der Umweltbildung ein zeitgemäßes Umweltverständnis vermitteln und die Jugend als vorrangige Zielgruppe ansprechen;

· Sensibilisierung und  Versachlichung von  (lokalen) aktuellen Umweltproblemen;

· umsetzungsorientierte Umweltforschung.  

4.  Vergleichbarkeit und Bewertung

In Bezug auf die Vergleichbarkeit und Bewertung der verschiedenen Förderansuchen und unter Berücksichtigung der vorgenannten Kriterien sollten jene Maßnahmen eine vorrangige Berücksichtigung finden,  welche nachstehende Eigenschaften aufweisen:

1. vernünftiges sowie vertretbares Verhältnis zwischen Kosten und Nutzen 

2. innovativ, vorbild-  und  beispielhaft

3. nachhaltig

4. stiftungsinterne Anregung (dies sowohl im Grant- als auch im Project making Bereich)

5. Mobilisierung von Drittmitteln (2)

6. rasche sowie konkrete Umsetzbarkeit

7. förderbereichsübergreifend

8. breiten- und öffentlichkeitswirksam (sofern es sich nicht um die Bereiche Fürsorge und Sanität handelt)

Für die Bewertung von Vorhaben erheblicher Größenordnung kann die Stiftung auch Gutachten externer Fachleute verlangen. 

(2) Bei der Vergabe von Fördermitteln  soll auch darauf geachtet werden, dass der Beitrag der Stiftung eine  zusätzliche Mittelbeschaffung herausfordert, fördert sowie vereinfacht; dies sowohl in Bezug auf die öffentliche Hand, als auch auf anderen Körperschaften und Einrichtungen, aber insbesondere auf Privatpersonen und Unternehmen.  Hierzu sei noch angemerkt, dass die Stiftung grundsätzlich als sog. „Grant making Stiftung“ auftritt und fast ausschließlich nur Teilfinanzierungen zuspricht.  Eine vollumfängliche Förderung von Projekten erfolgt nur dort, wo aufgrund von programmatischen Vorgaben  seitens des Stiftungsrates Schwerpunkte gesetzt werden sollen; anderenfalls muss es sich um  Initiativen handeln,  die in einem Höchstmaß  alle vorgenannten Kriterien erfüllen. 
 5. Zugelassene Gesuchsteller

Es können alle wie immer gearteten Vereine, Verbände, Komitees, Stiftungen usw. Anträge um Unterstützung an die Stiftung stellen. Die persönliche Integrität der Verantwortungsträger bzw. der Antragsteller und die Transparenz der Führung der jeweiligen Tätigkeit müssen gegeben sein.

Bei der Gewichtung der Förderansuchen, wird jenen Antragsstellern eine bedingte Bevorzugung zugestanden, die im Non-Profit-Bereich  angesiedelt sind und sich dort insbesondere dem Volontariatsgedanken verschrieben haben.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Verwaltungsrat im Bedarfsfall auch Gesuchsteller wie z.B. öffentliche Körperschaften, Privatpersonen usw. unterstützen kann. In diesem Zusammenhang wird festgehalten, dass  obwohl vor allem im Förderbereich Sanität und Fürsorge vielfach Anfragen, direkt von Privatpersonen an die Stiftung gerichtet werden, diese auch in Hinkunft keine Berücksichtigung  finden sollen, da in Dringlichkeitsfällen diese über – von der Stiftung geförderte - karitative Organisationen oder Einrichtungen einer Betreuung zugeführt werden können; dadurch soll vermieden werden, dass die für eine solche Betreuung nicht ausgerichtete einfache Verwaltungsstruktur der Stiftung,  nicht zur Anlaufstelle für einzelne private Bittsteller  wird.

Es wird nochmals darauf hingewiesen, dass die statutarische Beschränkung des Tätigkeitsbereiches der Stiftung auf die Provinz Bozen nicht die Vergabe der Fördermittel einschränkt sondern sich auch auf die Auswirkung/Bedeutung (Relevanz) der Fördermaßnahme bezieht. Von dieser Einschränkung ausgenommen sind Maßnahmen der überregionalen Solidarität zugunsten benachteiligter Gesellschaftskategorien (z.B.: Umweltkatastrophen, Hungersnöte, Unfälle, u.dgl.m.);

6. Vorgaben bei der Vergabe von Fördermitteln und Termine 

In der Annahme sowie in der Begutachtung von Ansuchen um Fördermittel, sollte grundsätzlich darauf geachtet werden,  dass:

1. das Formularwesen  einfach , verständlich sowie  ein einheitliches Erscheinungsbild hat;

2. jedes Ansuchen eine einfache Projektbeschreibung aufweist, einen Kostenvoranschlag beinhaltet und mit einem Finanzierungsplan – unter Angabe der verschiedenen Quellen zur Mittelbeschaffung – versehen wird;

3. bei mehrjährigen Projekten oder aber bei solchen, die in einem größeren Umfang (z.B.: über 25.000 Euro) gefördert werden,  sollte jeweils vor Auszahlung der Fördersumme ein Ergebnisbericht angefordert werden;

4. ohne zeitliche Beschränkungen, jederzeit Förderansuchen an die Stiftung gerichtet werden können, wobei bereichsbezogen die diesbezügliche Bewertung in gebündelter Form  zu zeitlich genau vorgegebenen Terminen erfolgen kann. 

